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Die Vorgeschichte
Der Faschismus ist im 20. Jahrhundert nicht pl�tzlich und aus heiterem Himmel �ber die Menschen losgebrochen. 
Die Ver�nderungen durch den Ersten Weltkrieg legten viele Entwicklungswege an ...

Ein wesentlicher Aspekt des Faschismus, der in der historischen Betrachtung und Aufarbeitung bis heute kaum eine 
Rolle spielt, da der italienische und der deutsche Faschismus alle anderen Formen �berspielten, ist die Ausbreitung 
der von der katholischen Kirche unterst�tzten faschistisch-autorit�ren Herrschaftssysteme. 

In Portugal, Spanien, Ungarn, Slowakei, Kroatien, Polen, Litauen und Ästerreich machten sich in den Zwanzi-
ger- bis Vierzigerjahren des 20. Jahrhunderts diese Regimes1 breit. Nach 1945 war es in erster Linie der Nationalso-
zialismus, dem die Forschung und Auseinandersetzung galt. Der katholische Kirche, die sich nach 1945 flugs zum 
armen Opfer des Faschismus mutierte, gelang es weitgehend ihre zutiefst niedertr�chtige politische Rolle aus der 
Diskussion herauszuhalten.

Die Neigung der katholischen Kirche zum Faschismus h�ngt an der historischen Entwicklung. Es dauerte Jahrhun-
derte bis es den Menschen in Europa gelungen war, die absolute gesellschaftspolitische Dominanz der Religion zu-
r�ckzudr�ngen.

Joseph der Zweite, einer der wenigen nÅtzlichen Habsburger
In �sterreich schaffte der aufgekl�rte Absolutist Joseph II.2 ein erstes Zur�ckdr�ngen der Kirchengewalt und legte 
sich mit dem Toleranzpatent, der Aufhebung hunderter schmarotzender Kl�ster und Einf�hrung der Zivilehe massiv 
mit der katholischen Kirche an, die deswegen auch an seinem fr�hen Hinscheiden beteiligt gewesen sein k�nnte.

Im 19. Jahrhundert musste die Kirche hierzulande durch das von den Liberalen erreichte Staatsgrundgesetz von 1867 
weitere Beschr�nkungen hinnehmen: Religionsfreiheit und das Recht auf Kirchenaustritt und die Ausweitung der Zi-
vilehe, was beispielsweise zum v�lligen Durchdrehen des Linzer Bischofs Rudigier f�hrte, der 1869 wegen seiner 
hetzerischen Hirtenbriefe mit Aufrufen zur Missachtung der Gesetze sogar festgenommen und zu einer Arreststrafe 
verurteilt werden musste.

die verhÇngten vierzehn Tage Arrest musste Bischof Rudigier, ein katholischer 
Fanatiker Åbelsten AusmaÉes, dank kaiserlichen Gnadenerlasses nicht absitzen

1 In Rum�nien wurde ein �hnliches Regime von der orthodoxen Kirche gef�rdert
2 Joseph II., Sohn von Franz I. und Maria Theresia, 1741 - 1790. Ab 1764 Mitregent; 1780 Nachfolger Maria Theresias; unter 
mysteri�sen Umst�nden verstorben
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Noch schlimmer f�r die Kirche kam es dann nach dem 1. Weltkrieg, allenthalben gab es das endg�ltige Ende des 
bisher gepflegten B�ndnisses von "Thron und Altar", auch die von der Kirche bisher als "gottlos" massiv bedr�ngte 
Arbeiterbewegung erzwang vermehrt Freir�ume. In den ersten Nachkriegsjahren konnten eine Reihe von gesetzli-
chen Ma�nahmen durchgesetzt werden, die bis heute als Grundlage f�r Arbeitsrecht und Sozialstaat dienen und erst 
jetzt, nach mehr als 80 Jahren, vom Neoliberalismus Schritt um Schritt beseitigt werden. Kirche und konservative 
Parteien waren schon damals strikt dagegen gewesen, aber drohende Revolutionen3 lie�en vorerst keine Handhabe 
zu.

Die katholische Kirche stand in ihrer konservativen Tradition fest auf Seiten der herrschenden Klasse und pr�sentier-
te sich deswegen �berall politisch im ganz rechten Eck. Allerorts wurden soziale und sozialpolitische Bewegungen 
zur�ckgedr�ngt, in �sterreich ruhte die Regierungsgewalt ebenfalls bald wieder in konservativen H�nden.

Die ehemaligen Liberalen machten nun den Hauptteil der Deutschnationalen aus, Christlichsoziale und Deutschnatio-
nale arbeiteten zusammen gegen die Arbeiterbewegung, beide politische Richtungen strebten nach autorit�ren Ge-
sellschaftssystemen, vorgeblich als Schutz vor dem Bolschewismus, praktisch zur Sicherung der bestehenden Ver-
h�ltnisse und Zur�ckdr�ngung des Einflusses der arbeitenden Bev�lkerung. Die christlichen Parteien konnten sich 
dabei auf die St�ndestaatlehre von Papst Pius XI (Enzyklika QUADRAGESIMO ANNO von 1931) berufen, mit der ge-
sellschaftspolitisch die Wiederkehr des Mittelalters angestrebt wurde. Zum Sozialismus hei�t es darin: "Der Sozialis-
mus, gleichviel ob als Lehre, als Bewegung oder als geschichtliche Erscheinung (..) bleibt mit der katholischen Kirche immer 
unvereinbar, er m�sste denn aufh�ren, Sozialismus zu sein. Der Gegensatz zwischen sozialistischer und christlicher Gesell-
schaftsauffassung ist un�berbr�ckbar." Was vorrangig die Beseitigung demokratischer Verh�ltnisse erforderte. Auch 
die Christlichsozialen in �sterreich werkten zunehmend in diese Richtung.

Der geistige Vater des Klerikalfaschismus: Papst Pius XI.
Bei den Wahlen in der 1. Republik hatten die Sozialdemokraten 1919 die relative Mehrheit (40,8%) errungen, die bei 
den vorzeitigen Wahlen 1920 an die Christlichsozialen verloren ging (41,8%). Die Gro�deutschen erreichten 1919 
18,4 und 1920 17,3%. Die n�chsten Wahlen 1923 brachten f�r die Schwarzen 45%, f�r die Roten 39,6%, f�r die 
Gro�deutschen (plus "Landbund", Organisation deutschnationaler Bauern) nur mehr 12,8%. 1927 kandidierten 
Christliche und Deutschnationale gemeinsam ("Einheitsliste"), blieben jedoch mit 49% unter dem vorherigen gemein-
samen Stimmenanteil, da der Landbund au�erhalb blieb und 6% der Stimmen erreichte, die Sozialdemokraten stiegen 
auf 42%.

Im Bund war daher alles fest in schwarz-gro�deutscher Hand, in Wien regierten die Roten und bauten dort ein bis 
heute als musterg�ltig geltendes "Rotes Wien" auf. Ideologisch war das "Rote Wien" das erkl�rte Feindbild der Kon-
servativen, besonders auch der katholischen Kirche. Die "Heimwehren" der Schwarzen und Deutschnationalen wur-
den als Kampfverband der Konservativen gebildet, der sozialdemokratische "Republikanische Schutzbund" etablierte 
sich in Wien und in einigen St�dten und Industriezentren, fl�chendeckend beherrschte allerdings die Heimwehr die 
�sterreichischen L�nder. Der Schutzbund wurde am 12.4.1923 beh�rdlich zugelassen, Vorl�ufer waren die 1922 ge-
gr�ndeten "Arbeiterwehren", die Heimwehren entstanden schon 1918/19.

3 Oktoberrevolution in Russland 1917, R�terepubliken 1918/19 in Ungarn und Bayern
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Am 30.1.1927 schossen Rechtsextreme im burgenl�ndischen Schattendorf bei einer Konfrontation zwischen Front-
k�mpferbund und Schutzbund auf die unbewaffneten Sozis und t�teten einen Invaliden und ein Kind. Am 14.7. wur-
den die ausgeforschten Mordsch�tzen in Wien freigesprochen, was nach einer Reihe vorangegangener �hnlicher Ur-
teile zu schweren Unruhen und zum Justizpalastbrand f�hrte. Die demonstrierenden Wiener Arbeiter wurden unter 
Feuer genommen, 89 Tote �ber sechshundert Schwerverletzte sind die Folge. Bundeskanzler Ignaz Seipel, ein Pr�lat, 
geht in der Folge mit allen Mitteln gegen die Arbeiterbewegung vor, die Heimwehr wird zur Quasistaatsmacht. Sei-
pel hatte schon 1924 die W�hrungsreform auf dem R�cken der arbeitenden Bev�lkerung durchgezogen, jetzt arbeite-
te er als Wegbereiter des Klerikalfaschismus. Nur sein fr�her Tod 1932 im Alter von 56 Jahren verhinderte seine 
Mitwirkung an dessen Errichtung.

Iganz Seipel, eine der Åblen Figuren in der Ñsterreichischen Politik, Urvater des Klerikalfaschismus in Ästerreich
Die Arbeiterbewegung bleibt in Ruhestellung. Zwar redet der Austromarxismus laut und radikal, aber es wird nicht 
gehandelt. Die radikal erscheinenden Spr�che dienen sowohl der eigenen als auch der gegnerischen Propaganda. 
Nutzen haben davon allerdings durch das fehlende Handeln nur die Gegner, die vorgeben k�nnen, das Land vor dem 
Linksradikalismus zu sch�tzen.

Die Heimwehren legen ein Bekenntnis zum Faschismus ab, sie fordern auf einer Gro�kundgebung am 18.5.1930 in 
Korneuburg die Beseitigung der politischen Parteien und des Parlamentarismus ("Korneuburger Eid").

Bei den Nationalratswahlen 1930 fallen die Stimmen f�r die Sozialdemokraten geringf�gig auf 41,2%, damit haben 
sie jedoch die relative Mehrheit, die Schwarzen kandidieren wieder alleine und bekommen nur 35,7%, zwei rechts-
extreme Bewegungen, der "Schoberblock" (Gro�deutsche und Landbund) mit 11,5% und der "Heimatblock" (Heim-
wehren) mit 6,2% f�hren zu einer Mandatsmehrheit der Rechten von 93 zu 72 Mandaten. Die Regierung wird aber 
nur von den Christlichsozialen und den Gro�deutschen gebildet, die eine Mehrheit von 85 zu 80 haben.

Heimwehraufmarsch
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Im September 1931 gibt es den Versuch eines rechtsextremistischen Staatsstreiches. Die Heimwehren waren ur-
spr�nglich (wie oben angef�hrt) die gemeinsamen paramilit�rischen Organisationen der Christlichsozialen und der 
Deutschnationalen gewesen. Ab 1928 hatte eine Auseinanderentwicklung stattgefunden, �berwiegend waren die 
Heimwehren nunmehr schwarz, die in der Steiermark tendierten zu den Nazis. Als Bundesf�hrer der Heimwehren ist 
1931 der deutschnationale steirische Landeskommandant und Rechtsanwalt Walter Pfrimer t�tig. Er bricht am 
12.9.1931 einen Putschversuch vom Zaune, scheitert kl�glichst, da die Heimwehren in den anderen Bundesl�ndern 
gar nicht und die steirischen Heimwehrer ohne R�ckhalt in der Bev�lkerung agieren. Pfrimer flieht nach dem ge-
scheiterten Putsch zun�chst ins Ausland, die Bundesregierung und die Beh�rden tun alles, um den Puschversuch 
klein zu reden, von den Gerichten werden festgenommene Teilnehmer durchwegs freigesprochen, auch der zur�ckge-
kehrte Pfrimer bleibt ohne Strafe. Er tritt in der Folge in die NSDAP ein und wird nach dem "Anschluss" Reichstagsab-
geordneter.

Walter Pfrimer
Der Aufstieg der NSDAP und dann die Macht�bernahme Hitlers im J�nner 1933 beeinflusst auch das �sterreichische 
Regierungsb�ndnis, die Gro�deutschen erleben in �sterreich eine massive Abwanderung zu den Nazis.

Die NSDAP hatte 1930 rund 3% der Stimmen und kein Mandat errungen, 1932 bei den Landtagswahlen in Wien, 
Nieder�sterreich und Salzburg kassiert die Partei allerdings fast alle Stimmen der �u�ersten Rechten: Die Nazis ver-
f�nffachen sich (von 66.000 auf 336.000) auf Kosten der Gro�deutschen, des Landbundes und des Heimatblockes 
(von 304.000 auf nur noch 53.000).

Was auch Folgen f�r die Bundesregierung hat. Das erste Kabinett DollfuÅ (20.5.1932) st�tzt sich auf die Mandate 
der Christlichsozialen und Heimwehrer plus Landbund, die zehn Gro�deutschen des "Schoberblocks" gehen in Op-
position. Die Regierung hat nur eine Mehrheit von 83 zu 82.

Engelbert Dollfu� (1892 - 1934)

Diese neue Situation von 1932, die Koalitionsregierung von Christlichsozialen, Landbund und Heimwehren und eine 
Opposition von Sozialdemokraten und immer weiter ins Rechtsextreme tendierenden Deutschnationalen bewirkt eine 
wesentliche Versch�rfung der ohnehin schon sehr gespannten Situation. 

Die Weltwirtschaftskrise von 1929 hatte auch in �sterreich zu massiver Arbeitslosigkeit gef�hrt. Die Inflation der 
Nachkriegszeit sa� den Regierenden als Schreckgespenst im Nacken. Man wusste noch, dass die immensen Kriegs-
schulden das Wesentliche f�r die Geldentwertung bis 1924 gewesen waren und sah jetzt in einem sparsamen und 
ausgeglichenen Staatshaushalt das beste Gegenmittel. Was hei�t, dass die Wirtschaftskrise durch die Sparpolitik der 
�ffentlichen Hand (Nulldefizit) noch bedeutend versch�rft wurde.
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Engelbert DollfuÄ auf dem Weg zur Diktatur
Getragen von Machtbesessenheit, was vielleicht mit seinem k�rperlichen Kleinwuchs ("Millimetternich") zusam-
menhing, und christlich-konservativem Sendungsbewusstsein machte sich Engelbert Dollfu� als Bundeskanzler (und 
gleichzeitig auch als Au�en- und Landwirtschaftsminister) daran, seine Vorstellungen vom Staatswesen in die Praxis 
umzusetzen. Er vertrat die Vorstellungen von Papst Pius XI. von einer berufsst�ndischen Gliederung eines katholi-
schen Gemeinwesens und zielte auf die Eliminierung aller nicht dazu kompatiblen Elemente. Was in erster Linie die 
Arbeiterbewegung und das demokratischen Staatswesen an sich betraf.

Zu Hilfe kommt dem Kanzler dabei, dass das �sterreichische Staatsrecht immer noch ein Gesetz aus der Kriegszeit 
beherbergt: Das "Kriegswirtschaftliche Erm�chtigungsgesetz" von 1917. Die Sozialdemokraten hatten zwar darauf 
gedr�ngt, das darin enthaltene Notverordnungsrecht der Regierung aus der Verfassung zu entfernen, was jedoch am 
Widerstand der Rechtsparteien gescheitert war.

Das Gesetz vom 24.7.1917 lautete:
Å 1 Die Regierung wird ermÇchtigt wÇhrend der Dauer der durch den Krieg hervorgerufenen auÄerordentlichen Ver-
hÇltnisse durch Verordnung die notwendigen VerfÉgungen zur FÑrderung und Wiederaufrichtung des wirtschaftlichen 
Lebens und zur Versorgung der BevÑlkerung mit Nahrungsmitteln und anderen BedarfsgegenstÇnden zu treffen. Zur 
Mitwirkung bei der DurchfÉhrung der auf Grund dieses Gesetzes ergriffenen MaÄnahmen kÑnnen auch Gemeinden 
herangezogen werden.
Å 2 In den zu erlassenden Verordnungen kÑnnen fÉr Öbertretungen Geldstrafen bis zu 20 000 K., Arreststrafen bis zu 
6 Monaten, (...). Die Bestrafung steht den politischen BehÑrden zu. 
Å 3 Die Regierung ist verpflichtet, die auf Grund der kaiserlichen Verordnung vom 10. Okt. 1914, RGB1. Nr. 274, er-
lassenen Verordnungen dem Reichsrat vorzulegen und Éber sein Verlangen auÄer Wirksamkeit zu setzen. Das glei-
che gilt fÉr die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen, welche dem Reichsrate, falls er versammelt ist, 
spÇtestens am Ende jedes Kalendervierteljahres, sonst bei seinem   Zusammentritt   vorzulegen   sind. 
Å 4 Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kaiserliche Verordnung vom 
10. Okt. 1914, RGB1. Nr. 274, auÄer Wirksamkeit.
Å 5 Die auf Grund dieses Gesetzes oder der Kaiserlichen Verordnung vom 10. Okt. 1914, RGB1. Nr. 274, erlassenen 
Verordnungen bleiben, soweit sie nicht zeitlich begrenzt sind, so lange in Kraft, als sie nicht durch neue, auf Grund 
dieses Gesetzes oder auf Grund einer anderen gesetzlichen ErmÇchtigung erlassenen Verordnung oder Éber Verlan-
gen des Reichsrates nach Å 3 dieses Gesetzes abgeÇndert oder auÄer Wirksamkeit gesetzt werden.
Å 6 Mit dem Vollzug dieses Gesetzes sind die beteiligten Minister betraut.

Das Gesetz hatte urspr�nglich vordergr�ndig die Versorgung sichern, aber insbesondere ein Instrument gegen die 
w�hrend des Krieges - wegen der sich st�ndig verschlechternden Verh�ltnisse - zunehmenden Unruhen in der Bev�l-
kerung bilden sollen. 

Die schwammigen Formulierungen waren aber auch der Dollfu�-Regierung von Nutzen. Konnten nicht genauso die 
Verh�ltnisse der 30er-Jahre bei einigem (schlechten) Willen als durch den Krieg hervorgerufene au�erordentliche 
Verh�ltnisse definiert werden, der Kleinstaat �sterreich, entstanden als Kriegsfolge, als Gebilde, das au�erordentlicher 
Ma�nahmen bedarf? Den Ma�nahmen, die von der Regierung ergriffen werden, wurde im Gesetz kein Rahmen ge-
setzt. Das Gesetz erm�glichte also �hnliche Eingriffe wie das deutsche Erm�chtigungsgesetz der Nazis vom M�rz 1933. 
Die einzige hinderliche Beschr�nkung war die verpflichtende Vorlage der Verordnungen im Parlament. Eine Be-
hinderung der angestrebten Diktatur, die Dollfu� alsbald beseitigen konnte.

"Selbstausschaltung" des Parlaments
< Engelbert DollfuÉ, seit MÇrz 1931 Landwirtschaftsminister, Regierungschef ab Mai 32 - er paarte Sen-
dungsbewusstsein, religiÑsen Fanatismus und Machtbesessenheit mit sagenhafter politischer Dummheit 
und UnfÇhigkeit - der schÇdlichste Politiker, den Ästerreich in demokratischen Zeiten hervorbrachte.

Anfang M�rz 1933 streikten die Eisenbahner, das Bundesheer besetzt die Bahnh�fe, 
um den Streik niederzuschlagen. Am 4.3. gibt es dazu im Parlament einen Antrag der 
Opposition. Die knappe Mehrheit der Regierung von einem Mandat h�ngt bei der Ab-
stimmung am damals zum Mitstimmen nicht berechtigten vorsitzenden Nationalrats-
pr�sidenten. Der 1. Pr�sident Renner (Sozialdemokrat) tritt deshalb zur�ck, die Christ-
lichsozialen m�ssen den Vorsitz �bernehmen, die Opposition hat die Mehrheit. Der 2. 
Pr�sident Ramek (Christlichsozialer) tritt ebenfalls zur�ck, der gro�deutsche 3. Pr�si-
dent Straffner �bernimmt den Vorsitz, jetzt hat die Regierung wieder die Mehrheit. 
Auch der 3. Pr�sident tritt nun zur�ck. 

Die Sitzung kann jetzt gesch�ftsordnungsgem�� nicht fortgesetzt werden. DollfuÅ er-
klÇrt, das Parlament habe sich selbst ausgeschaltet, seine Regierung sei jedoch 
weiter im Amt. Man kann nun mit dem Erm�chtigungsgesetz von 1917 ohne Par-
lamentskontrolle regieren, so sieht es zumindest die Regierung. Reparaturma�nahmen 
(etwa Neuwahl des Parlamentspr�sidiums oder �berhaupt Neuwahlen) werden verhin-
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dert, ein neues Zusammentreten des Parlaments wird von den Christlichsozialen boykottiert und mit Polizeigewalt 
unterbunden. F�r den Fall, dass das Parlament nicht zusammentreten k�nne, hatte die SDAP die Ausrufung des Ge-
neralstreiks geplant und auch vorbereitet. Am 15.3. er�ffnet der 3. Nationalratspr�sident Straffner wegen der polizei-
lichen R�umungsdrohung schon um 14h30 die Sitzung des Rumpfparlaments aus Sozialdemokraten und Gro�deut-
schen und schlie�t dann die seit 4.3. formal fortdauernde Sitzung. Was ein schwerer Fehler war, da die Sitzung f�r 
15h angesetzt gewesen und somit die Zusammenkunft um 14h30 formal keine ordnungsgem�� einberufene Sitzung 
war. Statt der Ausrufung des f�r den Fall der Verhinderung der Sitzung geplanten Generalstreiks, verzettelt sich die 
Opposition in einem Streit mit der Regierung, ob die Sitzung nun stattgefunden habe oder nicht. Dollfu� entscheidet 
kraft seines Amtes als Kanzler die Lage f�r sich.

Verboten werden in der Folge am 25.3. der Republikanische Schutzbund, am 1. Mai die Maidemonstrationen, 
am 26.5. die Kommunistische Partei.

Am 10.5. wird die Regierung umgebildet, es gibt nur noch christlichsoziale Minister, die Beseitigung demokratischer 
Rechte geht weiter: alle anstehenden Wahlen werden ausgesetzt. Anlass daf�r war h�chstwahrscheinlich die Ge-
meindewahl in Innsbruck, bei der die NSDAP am 23. April nach einem �beraus aufwendigen und intensiven Wahl-
kampf 41,2% der Stimmen erlangt hatte und st�rkste Partei geworden war.

Am 5.6. unterzeichnen Dollfu� und Schuschnigg in Rom ein Konkordat mit dem Vatikan, das der katholischen 
Kirche wieder immense Vorrechte einr�umt. Das Verbot des kirchenkritischen Freidenkerbundes (in der 1. Repu-
blik eine der Massenorganisationen im Vorfeld der Sozialdemokraten) am 12.6. ist eine der Folgen davon.

Dollfu� liefert dem Papst ein katholisches �sterreich

Im August 1933 legt man dazu noch ein Sch�uferl nach: der Austritt aus der Kirche wird enorm erschwert bzw. 
verunm�glicht: Man lÇsst nunmehr jeden Austrittswilligen auf seinen Geisteszustand ÉberprÉfen!

Die katholische Kirche nahm das mit Genugtuung zur Kenntnis. Den Erzbischof von Wien, Kardinal Innitzer, 
erinnert dieser "Aufbruch einer neuen Zeit" (nicht zu Unrecht!) an die Zeit der Gegenreformation. Der religi�se 
Terror der Gegenreformation ist damals ja auch offiziell noch eine hoch gelobte katholische Errungenschaft. Im 
Weihnachtshirtenbrief 1933 stellt Innitzer fest: "Noch selten d�rfte das Oberhaupt der Kirche den F�hrern und den 
Mitgliedern einer Regierung so r�ckhaltlose Worte vollsten Lobes und freudiger Anerkennung f�r ihr Bekenntnis und 
staatsm�nnisches Ziel gewidmet haben, wie unserer gegenw�rtigen Regierung". 

Politisch organisieren sich die Klerikalfaschisten ab 20. Mai 1933 in der VATERLÑNDISCHEN FRONT, ein "�berpar-
teilicher Zusammenschluss aller regierungstreuen �sterreicher", so die Eigendefinition. In der Folge werden hun-
derttausende �sterreicher zum Beitritt in diesen Verband gen�tigt.

das Krukenkreuz ist das Symbol der Klerikalfaschisten
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Mit der NSDAP gibt es gr��ere Wickel. Am 15. Mai sollte der deutsche Nazi-Funktion�r Reichsleiter Hans Frank 
auf einer NSDAP-Veranstaltung reden, die Regierung verf�gt die Ausweisung, worauf die deutsche Regierung ab 1. 
Juni die sogenannte Tausend-Mark-Sperre verh�ngt. Deutsche Reichsb�rger, die (ausgenommen im "kleinen Grenz-
verkehr") nach �sterreich reisen, haben eine Ausreisegeb�hr von 1000 Reichsmark zu entrichten (das w�ren heute 
ungef�hr 4000 �). Wodurch der auch damals nicht geringe deutsche Fremdenverkehr nach �sterreich zum Erliegen 
kommt.

�sterreichische Nazis ver�ben im Juni 1933 eine Serie von Sprengstoffanschl�gen, was am 19.6. zum Verbot der 
NSDAP f�hrt. Die �sterreichische Regierung steht damit im Dauerkonflikt mit den deutschen Nazis, sucht als Aus-
gleich den Kontakt und die Zusammenarbeit mit den italienischen Faschisten, was vorerst gelingt (Dollfu� trifft im 
August 1933 Mussolini).

Feind und Freund der Austrofaschisten
Die defakto herrschende Diktatur existiert formal noch nicht. Die Sozialdemokraten sind immer noch eine legale Par-
tei, die ideologischen Vorstellungen der Dollfu�-Regierung harren noch ihrer kompletten Umsetzung. Vom 8. bis 12. 
September findet in Wien der allgemeine deutsche Katholikentag statt (ohne Katholiken aus Deutschland, die Tau-
sendmarksperre verhindert die Einreise). Dollfu� setzte im Rahmen dieser Tage die erste Gro�kundgebung der VA-
TERL�NDISCHEN FRONT an und h�lt am 11. September am Wiener Trabrennplatz seine programmatische Rede, 
diese Trabrennplatzrede ist die ideologische Zusammenfassung des Klerikalfaschismus, DollfuÅ fÉhrt aus:

Wir wollen das neue Ästerreich
Im Zeichen des Stephansdomes und der TÄrkenbefreiung werden wir an die groÅe Geschichte unserer Heimat erin-
nert. DaÅ vor 500 Jahren in der damals kleinen, aber hochbedeutsamen Stadt Wien der Stephansdom als Kunstwerk 
der christlichen deutschen Kultur erstehen konnte, das beweist doch, daÅ schon damals wirkliche Kultur in unserem 
Lande geherrscht hat und bringt uns mit elementarer Wucht zum BewuÅtsein, daÅ schon vor mehr als vor einem hal-
ben Jahrtausend in unserem deutschen Lande die VermÇhlung von wirklich echtem, kerngesundem Volkstum und 
nach oben orientierter Weltanschauung erlebten Christentums zu einer HochblÄte der Kultur in Ésterreichs Landen 
gefÄhrt hat. Die TÄrkenbelagerung vor 250 Jahren hat die Menschen um den Stephansturm herum und den Mann, der 
vom Stephansturm aus die Verteidigung leitete, mit banger Sorge erfÄllt. Tapfer und treu haben die Wiener unter FÄh-
rung ihres Verteidigers Starhemberg hier ausgehalten und wir freuen uns, daÅ der Name der Familie Starhemberg 
unserem Heimatlande erhalten geblieben ist und einer der Nachkommen des RÄdiger von Starhemberg zu den Er-
neuerern Ésterreichs gehÑrt.

Prinz Eugen, damals im Heere auf dem Kahlenberg noch junger Leutnant, war spÇter der Verteidiger und Mehrer die-
ses Reiches geworden. Es folgte das groÅe theresianische Zeitalter, in seiner ganzen Macht und gestaltenden Kraft. 
Und das war alles sogenanntes "Mittelalter" und jene Zeit, in der das Volk berufsstÇndisch organisiert und gegliedert 
war, war jene Zeit, in der der Arbeiter gegen seinen Herrn nicht aufstand und organisiert war, jene Zeit, wo Wirtschaft 
und Leben auf der Zusammenfassung aller gegrÄndet war, die in einem Berufe ihr Brot erhalten haben.

Wir wissen genau, warum es der neuen Geistesrichtung, die wohl mit dem Beginn der franzÑsischen Revolution zu-
sammenfÇllt, mÑglich war, dieses System gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Ordnung wenigstens fÄr anderthalb 
Jahrhunderte zu Äberwinden. Damals war in der berufsstÇndischen Ordnung der Bauernstand nicht entsprechend be-
rÄcksichtigt, ja vernachlÇssigt worden. Auch Handel und Gewerbe waren in ihren ZÄnften erstarrt und fÄhrten ein for-
malistisches Leben. GewiÅ auch deshalb, weil die Privilegien einzelner StÇnde allzusehr in den Vordergrund gerÄckt 
waren. So ist das Zeitalter gekommen, wo der einzelne Mensch schutzlos der Macht des anderen unterworfen war 
und schlieÅlich das Geld die Herrschaft antrat und der Çrmere und schwÇchere Teil des Volkes zurÄckgedrÇngt wur-
de. Wir wollen nicht verkennen, daÅ die technische Entwicklung in dieser Zeit ungeahnte Fortschritte machte, aber in 
dieser Zeit, in der man durch wirtschaftliche KÇmpfe die Önderung der sozialen Ordnung herbeifÄhren wollte, und 
glaubte, daÅ man durch Wissen und Wissenschaft und durch AufklÇrung allen Problemen des Lebens beikommen 
kÑnne, in einer Zeit, in der man die Einstellung des Menschen zur Unendlichkeit, seine Religion vielfach nur duldete, 
ja sogar belÇchelte, in einer solchen Zeit materialistischer Einstellung, die den einzelnen zur restlosen AusnÄtzung 
seiner Geldmacht berechtigte, muÅte sich ein groÅer Teil des Volkes mit Recht unterdrÄckt fÄhlen.

So ist dem Zeitalter des Liberalismus ein Zeitalter der WillkÄr und der reinen Macht, ein Zeitalter gefolgt, das seinem I-
deengang nach nicht weniger materialistisch war, das ebenso ohne Gottes- und menschliche Gesinnung einfach rein 
formalistisch, organisatorisch die Übel der damaligen Zeit heilen wollte. So kam die Epoche des Marxismus, des brutalen 
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Materialismus. In der Zeit ist die Menschheit dank der Erfolge, die sie auf dem Gebiete der Wissenschaft und der Tech-
nik genommen hatte, hochmÄtig und grÑÅenwahnsinnig geworden. Als Antwort auf die Zeit, in der man gemeint hat, al-
len Weltgeheimnissen mit Formeln und logischen SchlÄssen bereits nahegekommen zu sein, kam eine der grÑÅten 
Weltkatastrophen der Menschheit, der Weltkrieg.

Nach dem Weltkrieg folgte ein unerhÑrter wirtschaftlicher und noch viel mehr geistiger und seelischer Zusammen-
bruch, wie er Çrger nicht sein konnte. In dieser Zeit wurde auch in Ésterreich die neue Heimat aufgebaut, entspre-
chend der geistigen, seelischen und wirtschaftlichen Verfassung dieses Landes. MÄhsam ist es den Vertretern der 
bodenstÇndigen BevÑlkerung gelungen, zu verhÄten, daÅ der Materialismus und der gottlose Marxismus die Allein-
herrschaft in unserer Heimat angetreten haben, aber nicht konnte damit verhindert werden, daÅ diese Geistesrichtung 
doch durch mehr als ein Jahrzehnt die Entwicklung, die wirtschaftliche und seelische Entwicklung unserer Heimat, 
faktisch bestimmt hat. Das Volk hat in seinem guten Empfinden sehr bald gespÄrt: So geht es doch wohl nicht weiter 
in einem Lande, das so arm geworden ist, daÅ schlieÅlich nur der Sieger bleibt, der am Çrgsten schreit, nur der grÑÅte 
Demagoge die Entwicklung des Landes bestimmen kann. Wir brauchen nur daran zu denken, daÅ selbst der grÑÅte 
Staatsmann und idealste Mensch im Ésterreich der Nachkriegszeit, ein Dr. Ignaz Seipel, unerhÑrten Verleumdungen 
und Anfeindungen ausgesetzt war.

Ich will heute all das, was insbesondere in unserem Parlament und in der sogenannten Demokratie gesÄndigt worden 
ist, nicht im einzelnen anfÄhren. Diejenigen, die die Entwicklung, wie sie jetzt gekommen ist, bedauern, mÑgen nur 
selbst im eigenen Schuldkonto nachschauen und ihre SÄnden richtig einbekennen, dann werden sie die Entwicklung 
unserer Zeit schon richtig verstehen. So war es fast natÄrlich, wenn auch Äberraschend, was sich am 4. MÇrz dieses 
Jahres in unserem Parlament abgespielt hat: Das Parlament hat sich selbst ausgeschaltet, ist an seiner eigenen De-
magogie und Formalistik zugrunde gegangen. Dieses Parlament, eine solche Volksvertretung, eine solche FÄhrung 
unseres Volkes, wird und darf nie wiederkommen.

Im Kampf gegen den Marxismus, der rascher, als jemand zu hoffen wagte, zurÄckgedrÇngt werden konnte, ist uns un-
ter der Fahne des Nationalsozialismus eine Bewegung in den RÄcken gefallen und so war die Regierung gezwungen, 
in einem Zweifrontenkrieg die FÄhrung des Staates fest in die Hand zu nehmen und aus eigenem Gewissen und ei-
gener Verantwortung die nÑtigen Vorsorgen zu treffen. Ich glaube, daÅ die groÅe Masse des braven Ñsterreichischen 
Volkes doch das Empfinden hat, daÅ in diesen wenigen Monaten, in denen der Regierung fast keine Stunde ruhiger 
Arbeit gegÑnnt war, doch auf vielen Gebieten mehr geschehen ist, als frÄher in Jahren geschaffen werden konnte.

Ich brauche nur andeutungsweise einige Worte zu sagen. Es ist keine Kleinigkeit, in einem kleinen Staate inmitten so 
ungeheurer Schwierigkeiten sagen zu kÑnnen: Trotz dieser Kampfeszeit haben wir in Ésterreich unsere WÇhrung 
vollstÇndig gesichert, der Volksbetrug einer Inflation darf in unserer Heimat nie mehr wiederkehren. Es ist unser 
Bestreben, wahrscheinlich im Zusammenhange mit der inneren Anleihe, wenigstens so gut wir kÑnnen, auch ein biÅ-
chen Unrecht gutzumachen, das an den Menschen begangen wurde, die seinerzeit im Vertrauen zum Staate ihr Er-
sparnis hingegeben haben. Wir haben in Ésterreich einen geordneten Staatshaushalt; ja, es ist wahr, wir mÄssen uns 
einschrÇnken, wir mÄssen eben sparsam wirtschaften, aber zur Beruhigung unserer BevÑlkerung kann ich sagen: Un-
ser Staatshaushalt ist kleiner geworden, aber wir haben unser Haus in Ordnung. Wir haben auf dem Gebiete der 
Handelspolitik, wo wir nur schrittweise vorwÇrts kommen kÑnnen, immer wieder die VertrÇge erneuert und ergÇnzt 
und sind auch hier vom Wege liberaler Wirtschaftspolitik abgekommen, sind zu den Methoden des PrÇferenzsystems 
gekommen, das im liberalen Zeitalter unerhÑrt schien.

Eine groÅe Bedeutung kommt bei uns dem Fremdenverkehr, insbesondere in den GebirgslÇndern, zu. Ésterreich ist 
heute zu einem internationalen Verkehrslande geworden, wie es niemals vorher gewesen ist! Wir haben auch auf 
dem Gebiet des kulturellen Lebens ÜbelstÇnde beseitigen mÄssen und Vorsorge getroffen, daÅ in der Schule wieder 
Religion gelehrt wird. Den jungen Menschen zum Materialisten und Egoisten zu erziehen und jeden Hinweis auf die 
hÑhere Macht, der er verantwortlich ist, zu unterdrÄcken, dem jungen Menschen das Gebot "Liebe deinen NÇchsten" 
und "Ehre Vater und Mutter" vorzuenthalten und jedes religiÑse Fundament zu nehmen, das ist die grÑÅte Untat und 
das grÑÅte Verbrechen, das man an der Jugend begehen kann.

Daneben waren wir reichlich beschÇftigt, Ruhe, Friede und Ordnung im Lande aufrecht zu erhalten. Wir wollen keine 
Gewaltpolitik betreiben, aber wir sind verpflichtet, das ruhig arbeitende brave Volk vor allen GewalttÇtigkeiten und 
Verhetzungen zu schÄtzen. Wir werden auch auf dem Gebiete der Sicherheit konsequent weiterbauen und in der Ab-
wehr gegen Übergriffe so weit gehen, als man uns zwingt.

Darauf aber kÑnnen Sie sich verlassen: DaÅ wir uns von gewissen Bewegungen nicht Äberrumpeln lassen werden 
und daÅ wir allen Situationen gewachsen sind. Wir richten nochmals den Appell an alle Ésterreicher, Einsicht zu be-
wahren und nicht falschen Hoffnungen nachzulaufen, sondern treu zum Staate zu stehen und Umkehr zu halten, so-
lange es noch Zeit ist. Unsere Politik richtet sich nicht gegen Menschen, mÑgen sie auch irregegangen sein. Aber wir 
sind entschlossen, dafÄr zu sorgen, daÅ Ruhe, Ordnung und Friede jedermann in diesem Lande gewÇhrleistet ist.

Ich wiederhole: Die Zeit des kapitalistischen Systems, die Zeit kapitalistischliberalistischer Wirtschaftsordnung ist vor-
Äber, die Zeit marxistischer, materialistischer VolksverfÄhrung ist gewesen! Die Zeit der Parteienherrschaft ist vorbei! 
Wir lehnen Gleichschalterei und Terror ab, wir wollen den sozialen, christlichen, deutschen Staat Ésterreich auf stÇn-
discher Grundlage, unter starker, autoritÇrer FÄhrung! AutoritÇt heiÅt nicht WillkÄr, AutoritÇt heiÅt geordnete Macht, 
heiÅt FÄhrung durch verantwortungsbewuÅte, selbstlose, opferbereite MÇnner. So wie wir vor Jahren im Kriege ohne 
falsches HeldengefÄhl bereit waren, unser Letztes zu geben, so wollen wir, besonders wir, die wir der Kriegsgenerati-
on angehÑren, selbstlos in der FÄhrung des Ñsterreichischen Staates nichts als unsere Pflicht erfÄllen.

StÇndischer Neubau ist die Aufgabe, die uns in diesen Herbstmonaten gestellt ist. Der Berufsstand ist die Ablehnung 
klassenmÇÅiger Zusammenfassung des Volkes. Berufsauffassung besagt die gemeinsame Arbeit, die die Menschen 
einigt. Wir wollen dafÄr in den Organen des Ñffentlichen Lebens die Voraussetzungen schaffen. Der Mensch will im 
Betriebe nicht nur eine Nummer sein, sondern will auch als Mensch gewertet und behandelt werden. StÇndische Auf-
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fassung berechtigt und verpflichtet den Herrn ebenso wie den Knecht. Wir werden daher wieder zurÄckgreifen mÄs-
sen auf Çltere Formen, aber nicht nur formalistisch, sondern es muÅ uns zum BewuÅtsein kommen, daÅ die Arbeit die 
Menschen einigt. Im Bauernhause, wo der Bauer mit seinen Knechten nach gemeinsamer Arbeit abends am gleichen 
Tisch, aus der gleichen SchÄssel seine Suppe iÅt, da ist berufsstÇndische ZusammengehÑrigkeit, berufsstÇndische 
Auffassung. Und verschÑnert wird das VerhÇltnis noch, wenn sie beide noch nach Feierabend zum Rosenkranz sich 
niederknien. Dieses ZusammengehÑrigkeitsgefÄhl muÅ in uns wieder wach werden. Nur so werden wir den Marxis-
mus, die falsche Lehre vom notwendigen Kampf der Arbeitnehmer und Arbeitgeber, wirklich in unserem Volke Äber-
winden. Die ÇuÅeren Organisationsformen der berufsstÇndischen Vertretung neuzugestalten, ist die Aufgabe dieser 
Regierung.

Aber auch auf sozialem Gebiete muÅ die berufsstÇndische Auffassung und gesellschaftliche Eingliederung des Men-
schen betont werden. Auch hier stehen uns unmittelbar konkrete Aufgaben gegenÄber. Es ist auf die Dauer nicht 
haltbar, daÅ die Kosten der notwendigen sozialen FÄrsorge nur die tragen, die Arbeiter beschÇftigen. Die heutige 
Form der Aufbringung der Mittel fÄr soziale Zwecke der Arbeiter und Angestellten belasten nur den, der Arbeiter und 
Angestellte hat und wer die Arbeiter aus dem Betriebe hinausgeworfen und durch Maschinen ersetzt hat, bekommt 
eine zehn bis fÄnfzehnprozentige InvestitionsbegÄnstigung dafÄr, daÅ er statt Menschen Maschinen eingestellt hat. 
Damit kommen wir dem Problem der sozialen Notwendigkeit auf die Dauer nicht nach, daÅ wir LÑhne kÄrzen und 
streichen; das Schwergewicht muÅ darauf gelegt werden, die Aufbringung der Mittel auf eine gleiche Basis zu legen 
und die Einstellung neuer Arbeiter darf nicht AnlaÅ zu neuen Lasten und Belastungen sein. Hier haben wir ganz kon-
krete Wege vor Augen und ich hoffe, wenn die sozialen Lasten auf eine andere, gerechtere Weise hereingebracht 
werden und die Einstellung von Arbeitern nicht mehr schon am nÇchsten Tage mit Beitragsvorschreibungen bestraft 
wird, dann wird ein Appell an die kleinen und groÅen Betriebe: Denk daran, daÅ hunderttausende Menschen um Ar-
beit bitten und beten, nehmt Arbeiter in eure Betriebe, dann wird dieser Appell wirklich gehÑrt werden. Ich bin Äber-
zeugt, daÅ durch diese MaÅnahme allein wir ein Drittel unserer Arbeitslosen wieder in reelle Arbeit werden bringen 
kÑnnen. Es sind arme Menschen, denen der Staat in erster Linie zu helfen die Pflicht hat, die trotz ernstlichen Wollens 
nicht die MÑglichkeit finden, fÄr ihre Familie Brot zu verdienen. Sie kÑnnen gewiÅ sein, daÅ wir uns dieser Sorge un-
ermÄdlich widmen und ich hoffe, daÅ der angedeutete Weg der richtige ist. Wir kÇmpfen gegen den Marxismus, wir 
kÇmpfen auch gegen den braunen Sozialismus, aber wir werden niemals die Lebens und Grundrechte der Arbeiter 
antasten, im Gegenteil, ein gerechter christlicher Staat muÅ gerade den AnsprÄchen der arbeitenden Menschen in 
erster Linie gerecht werden. Das wollen wir.

Wir wollen den sozialen, christlichen, deutschen Staat Ésterreich. Wir sind 
so deutsch, so selbstverstÇndlich deutsch, daÅ es uns ÄberflÄssig vor-
kommt, dies eigens zu betonen. DaÅ wir diesem deutschem Volke ehrlich 
und treu dienen wollen, das erklÇren wir hier. Wir wollen die guten Charak-
tereigenschaften des deutschen Volkes pflegen und hÄten, wir wollen die 
dem Deutschtum eigene Mannigfaltigkeit zur Einheit fÄhren und wollen die 
Tugenden der Ehrlichkeit und der deutschen Treue in unserer Heimat pfle-
gen. Wir wollen uns auch davon nicht abbringen lassen, wenn man uns 
auch unser wirklich ehrliches Deutschtum abzusprechen versucht. Wir 
glauben, daÅ wir ehrliche deutsche Kultur in diesem christlichen Teile Mit-
teleuropas zu erhalten und zu hÄten und in Ñsterreichischer Form die christ-
lichdeutsche Kultur in diesem Lande zu gestalten haben. Wir lassen das 
Urteil, wer schlieÅlich dem Deutschtum besser gedient haben wird - daÅ wir 
es ehrlich meinen, kann ich aus tiefster Seele hier vor der ganzen Ver-
sammlung beschwÑren - dem Urteil der kommenden Generationen, da wir 
nicht hochmÄtig genug sind, ein Urteil hierÄber vorwegzunehmen.

Ich habe bei allen Gelegenheiten, wo ich im Auslande Äber unsere Heimat 
zu reden und fÄr sie zu werben hatte, niemals unterlassen zu sagen, daÅ 
wir Ésterreicher sind und daÅ wir ein deutsches Land sind. Diese Tatsache 
hat niemanden abgestoÅen und war niemandem ein AnstoÅ. Wir haben 
uns in aller Welt Freunde erworben und ich erklÇre, manche verstehen 
nicht, warum wir in dem Kampfe, der in sehr Äbler Weise von einer Partei 
Äber unsere Grenzen hereingetragen wird, nicht schÇrfer vorgehen. Ich 
kann nur eines sagen: Wir sind uns immer dessen bewuÅt, daÅ wir Deut-
sche sind. Wenn uns auch der groÅe Bruder heute absichtlich oder unabsichtlich nicht versteht und gewisse MiÅ-
verstÇndnisse bestehen, so erklÇre ich: Wir haben uns immer nur gewehrt und niemals angegriffen. Wir haben auch 
die Bereitschaft zur Zusammenarbeit immer betont, ich wÄrde es aber bedauern, wenn dieser gute Wille als ein Win-
seln von Menschen, die sich nicht mehr zu helfen wissen, aufgefaÅt wÄrde.

Unser deutsches GefÄhl hat uns davon abgehalten, Wege zu beschreiten, zum Schutze unserer Ehre und UnabhÇn-
gigkeit, die wir gegenÄber jedermann sonst beschritten hÇtten. Ich habe in meiner RegierungserklÇrung vor fÄnfviertel 
Jahren festgestellt, daÅ wir mit Deutschland in bester Freundschaft leben wollen. Wir wÄnschen weiter nichts, als daÅ 
wir unser eigenes Haus in Ruhe und Frieden bestellen kÑnnen. Die Auseinandersetzung mit den einzelnen Gruppen 
unseres Volkes ist eine innerpolitische Angelegenheit, die man uns ruhig Äberlassen soll. 

Ich will heute in dieser Frage nicht bitter werden. Aber was hier zwischen BrÄdern sich abspielt, geht weit Äber das 
MaÅ dessen hinaus, was unter Fremden kaum mÑglich wÇre. Obwohl wir ein kleines und armes Land sind, haben wir 
doch ein Recht auf Ehre.

Liebe Freunde, heute haben wir den ersten groÅen Generalappell an die VaterlÇndische Front gerichtet. In Hunderten 
von Versammlungen ist das Wort, das ich zuerst in Innsbruck ausgesprochen habe: "Ésterreich erwache!" aufgegrif-
fen und zur Fahne geworden! Und in hunderten Versammlungen ist Äber die Parteigrenze hinaus der Gedanke des 
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Gemeinsamen, der Gedanke unseres Vaterlandes, das, was die Menschen einigt, laut geworden. So ist die VaterlÇn-
dische Front heute eine Bewegung und nicht eine Addition von zwei oder drei Parteien, sondern eine innen unabhÇn-
gige groÅe vaterlÇndische Bewegung, die alle, die sich zu Ésterreich als ihrem deutschen Vaterlande bekennen, in 
sich schlieÅen will, eine Bewegung, die jeden, der das Abzeichen der VaterlÇndischen Front trÇgt, dazu verpflichtet, 
das Einigende zu betonen, das Trennende beiseitezuschieben und keiner Bewegung anzugehÑren, die den Klassen-
kampf oder Kulturkampf zum Ziele hat. Das sind die Grenzen, die wir uns stecken, und so soll der Gedanke der Ge-
meinsamkeit von heute hinausgehen und mit organisatorischer Gewalt Äber ganz Ésterreich dahingehen. Tragen wir 
alle das gemeinsame Bekenntnisabzeichen, weil heute zu leicht die breite Menge oder der Fremde, der zu uns 
kommt, an ÖuÅerlichkeiten haftet und, wenn die friedliche BevÑlkerung sich wenig sehen lÇÅt, einen falschen Ein-
druck bekommt. Wir wollen uns gemeinsam zur Ñsterreichischen VaterlÇndischen Front bekennen. Die ZugehÑrigkeit 
zur VaterlÇndischen Front ist ein Bekenntnis des Willens zur Mitwirkung am Aufbau unserer Heimat auf christlicher 
und stÇndischer Grundlage, ist ein Willensbekenntnis zur Überwindung des Parteienstaates. Wir haben nicht die Ab-
sicht, auch in der neuen Verfassung MÑglichkeiten fÄr Demagogie und parteipolitische Hegemonie frei zu lassen. Wir 
wollen alle Menschen, die es mit Ésterreich ehrlich meinen, fÄr uns gewinnen und wollen nicht wieder in Erscheinun-
gen vergangener Zeiten zurÄckfallen, dazu fÄhren wir nicht den schweren Kampf. Es geht um eine neue Zeit, eine 
neue Zeit unserer braven, schÑnen, Ñsterreichischen Heimat und der Kampf geht nicht gegen Menschen, geht nicht 
gegen arbeitende Menschen, auch wenn sie bisher vielleicht Irrwege gegangen sind. Unser Kampf geht gegen fal-
sche Ideen und gegen falsche Formen. Als bewuÅte gute Deutsche lehnen wir auch Äbertriebenen falschen Nationa-
lismus ab.

Und so wollen wir an diesem festlichen Abend, der sich in Wien in den Tagen des groÅen Bekenntnisses abspielt und 
im Zeichen historischen Geschehens steht, wieder das GelÑbnis ablegen, alles einzusetzen - und wir als FÄhrer wol-
len selbstlos mit gutem Beispiel vorangehen - alles einzusetzen, damit die Liebe zu unserer Heimat wieder lebendig 
wird, damit dieses Ésterreich unsere und unserer Kinder Heimat bleibe. UnbekÄmmert um VerdÇchtigungen und Ver-
hetzung von innen und auÅen sage ich heute: Wenn ich nicht von dem tiefen Glauben durchdrungen wÇre, daÅ der 
Weg, den wir gehen, uns von oben als Pflicht vorgeschrieben ist, wenn ich nicht von diesem Gedanken durchdrungen 
wÇre, daÅ das neu erwachte GefÄhl der Heimatliebe wieder so stark ist, daÅ wir allen Widersachern widerstehen kÑn-
nen, so wÄrde ich nicht die seelische Kraft fÄhlen, so zu Ihnen zu sprechen und diesen Weg Ihnen voranzugehen. Ich 
bin Äberzeugt, daÅ es der Wille einer hÑheren Macht ist, daÅ wir unser Heimatland Ésterreich mit seiner ruhmreichen 
Geschichte, wenn auch heute in kleinerer Form, erhalten, ich bin Äberzeugt, daÅ dieses Ésterreich in der Gestaltung 
des Ñffentliche Lebens beispielgebend sein wird auch fÄr andere VÑlker, daÅ wir in diesen Ésterreich auch dem ge-
samten Deutschtum gegenÄber einen groÅen, wertvollen Dienst zu erweisen und zu erfÄllen haben.

Und so stehe ich vor Euch mit der Bitte: Bleibt Euch des Ernstes unserer Zeit bewuÅt, seid Euch dessen bewuÅt, daÅ 
wir die Aufgabe haben, die Fehler der letzten 150 Jahre unserer Geistesgeschichte gutzumachen und auf neuen We-
gen unserer Heimat ein neues Haus zu bauen, und daÅ jeder einzelne die Pflicht hat, an diesem Neubau mitzu-
arbeiten. Wir alle gehen auch heute wieder mit dem Glauben von hier weg, einen hÑheren Auftrag zu erfÄllen. Wie die 
Kreuzfahrer von dem gleichen Glauben durchdrungen waren, so wie hier vor Wien ein Marco d'Aviano gepredigt hat 
"Gott will es" - so sehen auch wir mit starkem Vertrauen in die Zukunft, in der Über-
zeugung: Gott will es!

Soweit DollfuÅ. Noch ist der "Wille Gottes", der als Grundlage fÉr den Kleri-
kalfaschismus bemÉht wird, nicht voll durchgesetzt ...

Die VATERL�NDISCHE FRONT wurde von Dollfu� zur "alleinigen Tr�gerin der poli-
tischen Willensbildung" erkl�rt, was auch vom bis Mai 1933 noch in Koalition mit 
den Christlichsozialen gewesenen LANDBUND (= deutschnationaler Bauernverband) 
abgelehnt wird. Die selbsternannte Dollfu�regierung h�tte nunmehr keine Mehrheit 
im Parlament, wenn diese Einrichtung noch in Funktion w�re.

Am 21.9.1933 bildet Dollfu� seine Regierung um, der Kanzler �bernimmt selbst die 
Ressorts Inneres, �u�eres, Verteidigung, Sicherheit und Landwirtschaft. Vizekanz-
ler wird der Wiener Heimwehrf�hrer Emil Fey. 

die Heimwehr ist marschbereit und seit 27. September 1933 Teil der VATERLÖNDISCHEN FRONT

Vizekanzler Emil Fey
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DollfuÉ mit HahnenschwanzlermÅtze der Heimwehrer
Nach deutschem Vorbild, wo man die politischen Gegner im KZ Dachau interniert, richtet man auch in �sterreich 
"Anhaltelager" ein, das bekannteste ist in W�llersdorf. Wobei nat�rlich angemerkt werden muss, dass Dachau und 
W�llersdorf nicht auf dieselbe Stufe zu stellen sind.

Das Anhaltelager WÑllerdsdorf wird in den kommenden Jahren stark anwachsen
Vom 14.-16.Oktober findet der letzte sozialdemokratische Parteitag der Ersten Republik statt. Dem Aufbau der 
schwarzen Diktatur wagt man nicht offensiv entgegenzutreten.

Volle Unterst�tzung der diktatorischen Bestrebungen findet die Regierung seitens der katholischen Kirche, die diese 
im Weihnachtshirtenbrief der Bisch�fe enthusiastisch lobt und die �sterreicher auffordert, die Regierung zu unter-
st�tzen.

Theodor Innitzer (1875-1955), 1911 UniversitÇtsprofessor fÅr Bibelexegese, 
1932 Erzbischof von Wien, 1933 Kardinal - und Klerikalfaschist!
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Von der Ausschaltung des Parlaments bis Ende 1933 hatte die Dollfu�-Regierung �ber 300 verfassungswidrige Ge-
setze und Verordnungen mittels des Kriegswirtschaftlichen Erm�chtigungsgesetzes von 1917 erlassen. Diese Regie-
rungsma�nahmen dienten �berwiegend der weiteren Beschneidung der sozialen Rechte der arbeitenden Bev�lkerung, 
der Sicherung des Besitzst�nde der Unternehmer und der Bauernschaft, der Einschr�nkung der demokratischen 
Grund- und Freiheitsrechte.

Formaljuristisch hatte sich Dollfu� abgesichert. Was er seit M�rz 1933 machte, war eindeutig ein Bruch der �sterrei-
chischen Verfassung. Eine Klage gegen ihn und seine Regierung beim Bundesverfassungsgerichtshof verhinderte er 
mit einer ganz primitiven parteipolitischen Ma�nahme: Alle Verfassungsrichter, die der christlichsozialen Partei zu-
geordnet wurden, forderte man zum R�cktritt auf. Und diese christlichsozialen "Richter" folgten nicht ihrer Ver-
pflichtung als Wahrer und Sch�tzer der Bundesverfassung, sondern dem Ruf der Partei. Sie traten zur�ck, der Ver-
fassungsgerichtshof wurde dadurch beschlussunf�hig und war au�er Betrieb, denn Ersatzrichter wurden keine be-
stellt.

Am 5. 12. 1933 wird bekannt gegeben, dass die �sterreichische Bischofskonferenz den Beschluss gefasst habe, alle 
Kleriker aus dem politischen Leben auszuscheiden. Bisher hatte es Pfarrer und Pr�laten als Abgeordnete, Landes-
hauptleute und sogar Bundeskanzler gegeben. Nun war dieses Engagement nicht mehr n�tig, wie die Bisch�fe fest-
halten konnten: Die Regierung Dollfu� sei so 100prozentig dem Papst ergeben, dass es der Klerus in �sterreich nicht 
mehr n�tig habe, sich auch noch mit Politik zu belasten.

Der verbotene FREIDENKERBUND verbreitet dazu ein illegales Flugblatt:

Dies sei ein Schachzug der Kirche, die die Unterdr�ckung der Masse des Volkes durch die Notverordnungsdiktatur 
der schwarzen Regierung �berlassen will und f�r deren Politik nicht mit zur Verantwortung gezogen werden will.

Das christlichsoziale Elend
Zur Jahrebeginn 1934 erhalten 350.000 �sterreicher Arbeitslosenunterst�tzung, vorgemerkte Arbeitslose gibt es 
440.000, die tats�chliche Zahl liegt wesentlich h�her, da Menschen, die keine Unterst�tzung erhielten und sich we-
gen Aussichtlosigkeit auch nicht mehr als arbeitssuchend vormerken lie�en, statistisch nirgends erfasst sind, ge-
sch�tzt werden muss eine Zahl von �ber 500.000 arbeitslosen Arbeitswilligen.
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Man muss zu diesen Zahlen bedenken, dass es damals eine v�llig andere Besch�ftigungsstruktur gab als heute: weit-
aus mehr Bauern, die viel Personal besch�ftigten, allerdings unter schlechtesten Bedingungen (Quartier, Kost und ei-
ne taschengeldartige Bezahlung), viele Kleinbetriebe (Gemischtwarenh�ndler, Handwerker, Kleingewerbe) und viel 
weniger "unselbst�ndig Erwerbst�tige" im Sinne der heutigen Arbeiter und Angestellten.

ErwerbstÄtige 1934 (ohne rund 380.000 mithelfende FamilienangehÅrige):

Soziale Stellung BeschÄftigte

Selbst�ndige 649.665
Angestellte, Beamte 460.239

Arbeiter 1.618.975
Lehrlinge 62.105

Summe 2.790.984
Davon Berufsgruppen 1934:

Berufsgruppe BeschÇftige

Land- u. Forstwirtschaft 1003.961
Bergbau 22.841

Industrie und Gewerbe 1036.735
Handel und Verkehr 423.231
�ffentliche Dienste 119.900

H�usliche Dienste 178.546
Summe 2.785.214

Da sich die Arbeitslosigkeit haupts�chlich auf die Berufsgruppen Industrie & Gewerbe und Handel & Verkehr kon-
zentrierte, lag die Arbeitslosenrate somit deutlich �ber 30%.

Das Sozialnetz war extrem weitmaschig. L�ngst nicht alle Bev�lkerungsgruppen wurden von sozialen Einrichtungen 
erfasst. Besonders am Land, wo die Gesellschaft noch nach dem mittelalterlichen st�ndischen Idealbild der Christ-
lichsozialen strukturiert war, war die Situation katastrophal. Eine Pensionsversorgung existierte nicht. Die Bauern 
hatten ihre Altersvorsorge durch das "Ausgedinge", die Hoferben mussten bei der Hof�bernahme entsprechende 
Vereinbarungen mit den Altbauern abschlie�en und diese bis zum Ableben versorgen.

Arbeitsunf�hig gewordene Knechte und M�gde und sonstige Angeh�rige der Dorfgemeinschaft, die einem Erwerb 
nicht nachgehen konnten, wurden als "Einleger" versorgt. Was bedeutete, dass die Betreffenden von Hof zu Hof zo-
gen und �berall einige Tage Kost und Quartier erhielten. In gr��eren Gemeinden waren "Armenh�user" eingerichtet. 
Wer allerdings arbeitsf�hig war, hatte zu arbeiten, unabh�ngig vom Lebensalter. Ein wesentliche Element der Al-
terssicherung war die geringe Lebenserwartung, die altersm��ige Arbeitsunf�higkeit erlebten die meisten nicht.

Die Versorgung der Arbeitslosen war ebenfalls mehr als d�rftig, nach Ablauf des Anspruches auf ein geringes Ar-
beitslosengeld standen sie vor dem Nichts: "Ausgesteuert".

Die Folge dieses christlichsozialen Staatswesens war eine ungeheure Zunahme der Bettler (im Volksmund als "Fech-
ter" bezeichnet). Im l�ndlichen Bereich herrschte zwar Armut unter dem Gro�teil der Bev�lkerung, aber man hatte 
zumindest zu essen und ein Dach �ber dem Kopf. Daher bewegten sich Legionen arbeitsloser St�dter �ber Land und 
schnorrten um Essen, Quartier und ein paar Groschen. Meine Mutter erz�hlte mir, dass an ihrem Elternhaus, einer 
Dorfschmiede im unteren M�hlviertel in einem eher abgelegenen Bauernd�rfchen, damals pro Tag bis zu 20 "Fech-
ter" um eine milde Gabe ersuchten.

In christlicher N�chstenliebe k�mmerte sich der christliche Staat um seine Opfer: die Bettler wurden zu Vagabunden 
erkl�rt und in Schl�gen in einem Bettlerlager interniert.

Eine gr��ere Anzahl verurteilter nationalsozialistischer Gewaltt�ter war mit der Weihnachtsamnestie 1933 auf freien 
Fu� gesetzt worden. Im J�nner 1934 setzte wieder eine Serie von Sprengstoffanschl�gen ein, �sterreichweit werden 
bereits in der ersten J�nnerwoche 140 Anschl�ge ver�bt. Die Nazis f�hlen sich mit Hitlerdeutschland im R�cken 
stark genug, um offensiv aufzutreten. 

Der �sterreichische Milit�rattache in Paris, Oberst Lothar Rendulic4 vermutet schon im J�nner 1934, dass Bundes-
kanzler Dollfu� nicht mehr lange zu leben h�tte. Er sagt zum ungarischen Generalstabschef, dass mindestens die 

4 Rendulic war ein fanatischer Nazi, er wurde wegen seiner illegalen NS-T�tigkeit sp�ter aus dem Bundesheer ausgesto�en, brach-
te es in der deutschen Wehrmacht zum Generaloberst, war einer der verbissensten Durchhaltekrieger, wurde 1948 von einem in-
ternationalen Milit�rgerichtshof wegen Kriegsverbrechen zu 25 Jahren Haft verurteilt, aber schon 1951 freigelassen. Er lebte bis 
zu seinem Tode im Jahr 1971 in Eferding und war ein eifriger Leserbriefschreiber, der publizistisch bis zu seinem Tode einschl�-
gig weiterk�mpfte.
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H�lfte der Offiziere und Soldaten nationalsozialistisch gesinnt sei, ebenso bei der Polizei, es sei nur noch eine Frage 
kurzer Zeit bis �sterreich nationalsozialistisch werde, wobei wahrscheinlich Kanzler Dollfu� und Vizekanzler Fey 
ihre Leben verlieren w�rden.

Oberst Lothar Rendulic, einer der zahlreichen Nazis und HochverrÇter im Bundesheer
Am 10.1.1934 verk�ndet Ernst R�diger Starhemberg die Ziele des �sterreichischen Heimatschutzes: "Unser Kampf 
ist die uneingeschr�nkte Durchsetzung der faschistischen Ideenwelt in einer unserem Vaterland entsprechenden Art 
und Weise".

In einer Rede fordert am 18.1. Kanzler Dollfu� die "ehrlichen Arbeiterf�hrer" auf, mit der Regierung zur Wahrung 
der Unabh�ngigkeit �sterreichs zusammen zu arbeiten. Er richtet seine Aufforderung also dezitiert nicht an die Sozi-
aldemokratische Partei - unter "ehrlichen Arbeiterf�hrern" meint er wohl solche, die sich seinem St�ndestand wider-
spruchslos unterordnen (irgendwie kommt einem Menschen von heute diese Einstellung bekannt vor: die Regierung 
Sch�ssel zieht es auch vor, mit jemand zu verhandeln, der bereit ist, freudig den Regierungspl�nen zuzustimmen).

Das verh�ngte Verbot des �ffentlichen Verkaufs der ARBEITERZEITUNG (sie darf nur im Postversand verbreitet wer-
den) ist f�r die Sozialdemokraten keine Basis f�r Gespr�che mit der Dollfu�-Regierung.

Die italienische Regierung lie� die �sterreichischen Regierenden wissen, dass die g�nzliche Ausschaltung der So-
zialdemokratie in �sterreich zur Einrichtung eines faschistischen Systems notwendig sei. Dollfu� ging sofort auf 
diese faschistischen Anregungen aus Italien ein. Die demokratisch eingesetzte F�hrung der Arbeiterkammern wurde 
entfernt und durch Regierungsverwalter ersetzt, seinerzeitige Kommandanten des 1933 verbotenen Schutzbundes 
wurden in Haft genommen, Parteilokale der SP nach Waffen durchsucht.

Bundespr�sident Wilhelm Miklas h�tte es in der Hand gehabt, eine R�ckkehr zu demokratischen Verh�ltnissen ein-
zuleiten. Er h�tte nach der Verfassung das Recht besessen, Dollfu� und seine Minister abzuberufen und Neuwahlen 
auszuschreiben. 

Auch er war ein Parteig�nger der Regierung. Zwar soll er ein schlechtes Gewissen gehabt haben, jedoch er berief 
Dollfu� nicht ab, er l�ste das Parlament nicht auf, er lie� keine Neuwahlen zu und war darum Beitragst�ter. Die erste 
�sterreichische Demokratie mit den vollen B�rgerrechten ging den Bach hinunter.

BundesprÇsident Miklas
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Der Kampf um die Macht im Staate war trotzdem noch nicht endg�ltig entschieden. Die SOZIALDEMOKRATISCHE 
PARTEI existierte noch legal und hatte sich f�r einen Widerstand ein Szenario festgelegt, falls Folgendes eintrete, 
wolle man Widerstand leisten:
��UnterdrÉckung der Arbeiterpresse
��Verbot der Gewerkschaftsbewegung
��Besetzung des Wiener Rathauses
��Verbot der Partei
��EinfÉhrung einer faschistischen Verfassung

Das Zuwarten st�rkte allerdings die faschistischen Kr�fte und schw�chte die eigenen. Die g�nzliche Ausschaltung 
der Sozialdemokratie stand nun bevor. Am 8. Februar 1934 wurde das Wiener Parteihaus der SP� besetzt, Dollfu� 
weilte in Ungarn und traf sich mit Suvich, einem Emiss�r der italienischen Faschisten, um mit ihm letzte Absprachen 
zur Vervollst�ndigung der faschistischen Diktatur zu treffen.

Otto Bauer (1881-1938), formal zwar nie Parteivorsitzender, defakto Sprecher der Ñsterreichischen Sozialdemokratie
Am 10. Februar hielt Dollfu� eine letzte Besprechung mit Vizekanzler und Heimwehrf�hrer Emil Fey, der darauf am 
11. Februar 1934 auf einer Heimwehrkundgebung die Pl�ne bekannt gab: "Morgen schon werden wir mit dem Auf-
r�umen beginnen und wir werden ganze Arbeit leisten".
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Der Februar 1934
Die �sterreichische Regierung wird zunehmend von den Nationalsozialisten bedr�ngt, die durch das aufstrebende 
Nazideutschland einen mehr als starken R�ckhalt haben. 

Die SOZIALDEMOKRATISCHE ARBEITERPARTEI hat sich bisher �u�erst zur�ckgehalten und sich gegen die verfas-
sungswidrigen Ma�nahmen der schwarzen Okkupanten der Staatsmacht nicht zur Wehr gesetzt. In der SDAP ist 
deswegen der Zorn und Unmut gro�, der seit M�rz 33 verbotene Republikanische Schutzbund existierte illegal weiter 
und ist partiell kampfbereit.

Am Parteitag der SDAP im Oktober 1933 hatte die Parteilinke unter anderem folgende Feststellungen und Forde-
rungen  vorgelegt: Die Taktik, die sagt: Heute nicht, morgen nicht, aber wenn die Regierung das und das tun wird, 
werden wir den Generalstreik proklamieren, ist falsch. Erstens wird die Regierung nicht das und das tun und zwei-
tens ist der Generalstreik nicht ein Allheilmittel; er ist die letzte Steigerung vieler wachsender Klassenkampfaktio-
nen, Streikbewegungen, Arbeitslosenkundgebungen usw. Eine Partei, die den Kampf will, mu� jede Teilaktion wei-
tertreiben, die Front von Woche zu Woche verbreitern, immer gr��ere Massen mobilisieren, die Ruhe und Ordnung 
mit immer heftigeren St��en ersch�ttern und so die Entscheidung herbeif�hren. Das ist nicht geschehen. (..)
Wir m�ssen zum Angriff �bergehen mit einem klaren Forderungsprogramm, mit einem Ultimatum an die Regierung. 
Unsere Minimalforderungen haben zu lauten: Aufhebung aller Notverordnungen, Wiederherstellung aller Arbeiter-
rechte. Unterst�tzung f�r alle Arbeitslosen. Aufl�sung und Entwaffnung aller faschistischen Formationen. Wenn die 
Regierung unsere Forderungen nicht erf�llt, mu� der Sturz der Regierung und die Wahl einer Regierung der Arbei-
ter und Bauern unser unmittelbares Kampfziel sein.

Um diese Politik des revolution�ren Widerstandes gegen den Faschismus mit der n�tigen Festigkeit durchf�hren zu 
k�nnen, mu� die Partei sich nicht nur im Prinzip, sondern auch in der Organisation den neuen Kampfnotwendigkei-
ten anpassen.(..) 

Nur wenn die F�hrung der Partei von unten, an den Massen der Arbeiterschaft emporw�chst und den Massen un-
mittelbar verantwortlich bleibt, ist die B�rgschaft f�r die h�chste Kampfkraft der Arbeiterklasse gegeben. (..)

Wir sind eine Minderheit vor dem Parteitag, wir sind eine Mehrheit in dem besten und aktivsten Teil der Arbeiter-
schaft. Noch ist in �sterreich nichts verloren, noch ist der Kampf zu gewinnen, wenn wir alle revolution�ren Ener-
gien der Partei mobilisieren. Es liegt uns nichts daran, gegen die Partei recht zu behalten. Es liegt uns alles daran, 
mit der Partei zu siegen.

Die Linke kann sich nicht durchsetzen, die Parteif�hrung blieb bei ihrer Linie: Keine aktive Politik, keine Mobilisie-
rung der Partei, durch diese Tatenlosigkeit wird der Faschismus zu seinen Taten weiter ermuntert.

der Linzer Schutzbund in legalen Zeiten
Die Regierenden bem�hen sich im J�nner und Februar zunehmend, die Situation zu eskalieren. Beschr�nkungen und 
Verbote gegen die SDAP-Presse, polizeiliche Aktionen gegen Parteilokale sollen die legalen Bereiche der Arbeiter-
bewegung lahm legen und die Partei g�nzlich handlungsunf�hig machen. 
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Wenn dagegen Widerstand geleistet werden sollte, w�re dies der willkommene Anlass, alle Einrichtungen der Arbei-
terbewegung g�nzlich zu zerschlagen. Das Auffinden versteckter Waffen des seit Mai 1933 verbotenen Schutzbun-
des sollte als Vorwand f�r das Verbot der Partei dienen.

Die Staatsmacht st�tzt sich nicht nur auf Milit�r, Gendarmerie und Polizei, sondern auch auf den Heimatschutz 
(Heimwehr). Die Absichten der faschistisch orientierten Heimwehr und der Regierung stimmten �berein, was sich 
auch aus dem so genannten KORNEUBURGER EID, der auf einer Kundgebung am 18. Mai 1930 erstmals abgelegt 
wurde, ersehen l�sst:

Die Heimwehren traten Anfang Februar mit der Forderung auf, sogenannte "Landesaussch�sse" zu bilden, die die 
amtierenden Landesregierungen ersetzen sollten. Die Sozialdemokratie sollte verboten werden, die sozialdemokra-
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tischen Gemeinden unter kommissarische Verwaltung gestellt, ebenso Arbeits�mter und die Sozialversicherungen. In 
Tirol war der christlichsoziale Landeshauptmann Stumpf bereit, diesen Forderungen nachzukommen, in Ober�ster-
reich, Steiermark, Burgenland, Salzburg, K�rnten und Vorarlberg wurde von den Landesregierungen Verhandlungs-
bereitschaft �ber die Forderungen der Faschisten signalisiert. Nur der n�. LH Reither lehnte ab. Ablehnung kam auch 
von den Wiener Christlichsozialen um Leopold Kunschak.

Dollfu� stellte sich bei seiner R�ckkehr von seinem Staatsbesuch in Ungarn gegen Reither und Kunschak und sagte, 
man werde die Forderungen der Heimwehr schon sehr bald in die Tat umsetzen.

Die seit Mai 1933 verbotene KOMMUNISTISCHE PARTEI �STERREICHS ruft in dieser Lage am 10.2.34 zum General-
streik auf:

F�r die Morgenstunden des 12. Februar 1934 ist in Linz eine Hausdurchsuchung im Parkbad, einem der St�tzpunkte 
und Sammelpl�tze des Schutzbundes, vorgesehen.
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Der ober�sterreichische SDAP-Landesparteisekret�r und Schutzbundkommandant Richard Bernaschek ber�t am 
11. Februar 1934 mit den Genossen Ludwig Bernaschek5, Ferdinand H�ttner, Josef Glasner, Franz Schlagin und Otto 
Huschka, die Lage. Man sieht die Existenz der Partei in h�chster Gefahr und beschlie�t das folgende Schreiben:
Ich habe mich heute vormittag mit 5 gewissenhaften, der Partei treu ergebenen Genossen besprochen und mit ihnen 
nach wirklich reiflicher �berlegung einen Beschlu� gefa�t, der nicht mehr r�ckg�ngig gemacht werden kann. Die Be-
gr�ndung dieses Beschlusses werde ich vielleicht Gelegenheit haben, morgen abend dem Reichsparteivorstand be-
kanntzugeben. In Durchf�hrung dieses Beschlusses werden wir heute nachmittag und diese Nacht s�mtliche uns zur 
Verf�gung stehenden Waffen, und zwar in ganz Ober�sterreich, soweit bereitstellen, da� die heute noch zum Wider-
stand entschlossene Arbeiterschaft sie sofort greifbar hat. 
Wenn morgen, Montag, in einer oberÄsterreichischen Stadt mit einer Waffensuche begonnen wird, oder wenn Ver-
trauensmÅnner der Partei bzw. des Schutzbundes verhaftet werden sollten, wird gewaltsamer Widerstand geleistet
und in Fortsetzung dieses Widerstandes zum Angriff Çbergegangen werden.
Dieser Beschlu� sowie die Durchf�hrung ist unab�nderlich. Wir erwarten, da�, auf unsere telefonische Mitteilung nach 
Wien, 'Waffensuche hat begonnen, Verhaftungen werden vorgenommen. Du der Wiener Arbeiterschaft und dar�ber 
hinaus der gesamten Arbeiterschaft das Zeichen zum Losschlagen gibst. Wir gehen nicht mehr zur�ck. Den Parteivor-
stand hier habe ich von diesem Beschlu� nicht verst�ndigt. Wenn die Wiener Arbeiterschaft uns im Stiche l��t, Schmach 
und Schande �ber sie. Ich komme morgen, Montag, wenn die vorher erw�hnten F�lle bis dahin nicht eingetreten sind, 
nachmittags mit dem Genossen Koref nach Wien, der von diesem Beschlu� nichts wei�, und werde dem Reichspartei-
vorstand mehr als Rede und Antwort geben. (..)

Mit Parteigru� Richard Bernaschek 

Nachschrift! Ich bitte, dem �berbringer dieses Briefes die Telefonnummer anzugeben, unter welcher ich Dir die telefo-
nische Mitteilung der erfolgten Waffensuche oder Verhaftung mitteilen kann.

Richard Bernaschek

Dieser Brief wurde mehrfach ausgefertigt und ging an Otto Bauer, Theodor K�rner6 und Johann Schorsch (Sekret�r 
der Freien Gewerkschaften), er wurde von einem pensionierten Eisenbahner nach Wien transportiert.

Otto Bauer war �ber den Brief au�er sich, er befahl dem �berbringer, Bernaschek seine entschiedene Ablehnung zu 
�bermitteln und ihn sofort nach Wien zu schicken. 

Richard Bernaschek

5 Bruder von Richard B., nachmaliger o�. Landeshauptmannstellvertreter (1945-1969)
6 Der nachmalige Bundespr�sident war im 1. Weltkrieg Generalstabschef der Isonzo-Armee, nach 1918 in der SDAP und milit�ri-
scher Berater des Schutzbundes.
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Gleichzeitig versuchte man, die o�. Partei telefonisch zu erreichen, was nachts schwierig war, man konnte Kontakt 
mit dem Linzer Schutzbundbezirksleiter Huschka herstellen und gab ihm folgenden verschl�sselten Auftrag: Der 
Tante geht es gut, die �rzte und Onkel Otto sind der Meinung, dass nicht unternommen werden d�rfe.7

Das Telefongespr�ch wurde von einer "vaterl�ndisch" gesinnten Telefonistin abgeh�rt, die die Sicherheitsdirektion 
informierte. Der Sicherheitsdirektor Hammerstein ordnete an, am 12.2. statt des Parkbades das Arbeiterheim "Hotel 
Schiff" (Landstra�e 36) zu durchsuchen. Um sieben Uhr stand die Polizei vor dem SDAP-Haus.

F�r die SDAP ging nun vieles schief. Schutzbundleute bezogen ihre vorgesehenen Positionen. Bernaschek versuchte 
erfolglos Landeshauptmann Schlegel zur Intervention gegen die Polizeima�nahmen zu bewegen. Polizei drang ins 
B�ro Bernascheks ein und nahm ihn und zwei andere Genossen fest. Als die Festgenommenen abgef�hrt wurden er-
�ffnete der Schutzbund-MG-Sch�tze, Rudolf Kunst das Feuer. Milit�r wurde beordert und bezog Stellung in den um-
liegenden H�usern. Kunst wurde durch eine MG-Salve vom Dach des Karmeliterklosters get�tet, unter MG-Feuer-
schutz vom Klosterdach wurde das Hotel Schiff gest�rmt.

KÇmpfe in Linz
Die Linzer Schutzbundeinheiten hatten nur zum Teil ihre Einsatzbefehle erhalten, Kommandant Huschka war au�er-
dem vor Beginn der K�mpfe schon der Polizei in die H�nde gefallen. Der Schutzbund stand dadurch unter keinem 
einheitlichen Kommando.

Am Sammelplatz Wirtschafthof waren zwei- bis dreihundert Schutzb�ndler anwesend, allerdings fehlten viele Grup-
penf�hrer und die Bewaffnung war unzureichend, da die Gewehre anderweitig versteckt waren. Ein Versuch, die Be-
lagerung des Hotel Schiff zu sprengen, scheiterte schon im Ansatz, ein Teil der Schutzb�ndler zerstreute sich, ein 
Teil wurde gefangen genommen, der Wirtschaftshof um 16 Uhr vom Milit�r besetzt.

Im Turm der Diesterwegschule wurde ein MG installiert, das die umlegenden Stra�enz�ge bis zur "Eisernen Hand" 
kontrollierte, jedoch wurden die Schutzb�ndler durch Einsatz von Artillerie und schweren MGs bis zum Abend zum 
R�ckzug gezwungen.

Ein Feuergefecht gab es am damaligen Polygonplatz (heute Bulgariplatz), drei Bundesheerler und ein Schutzb�ndler 
fielen, am 13.2. r�umte der Schutzbund die Stellung. 

Am Freinberg war das Schutzbundzentrum im J�germayrhof, wo rund hundert, �berwiegend junge Leute aus der SO-
ZIALISTISCHEN ARBEITERJUGEND und dem KOMMUNISTISCHEN JUGENDVERBAND, Widerstand leisteten. Ihr Kom-
mandant, der 20j�hrige Franz Mayr, hielt aus einer guten Position die Angreifer lange ab, bis er angeschossen wurde 
und seinen Verletzungen erlag. Am Abend des 12.2. kapitulierte auch der J�germayrhof.

7 In den verschiedenen �berlieferungen und Erinnerungen existieren zumindest drei Varianten dieses Textes, die obige ist die 
"amtliche" Version.
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Schusswechsel gab es an der Eisenbahnbr�cke, wobei es zu einem besonders tragischen Zwischenfall kam: Der Sol-
dat  Franz Buchinger, Mitglied der SOZIALISTISCHEN ARBEITERJUGEND, versuchte zu seinen Genossen zu gelangen 
und wurde beim Robben �ber die Br�cke als vermeintlicher Angreifer erschossen. 

Die rasche Niederlage hatte ihre Ursachen in der mehr als unzureichenden Bewaffnung der Schutzb�ndler (es konn-
ten l�ngst nicht alle Waffendepots genutzt werden), im chaotischen Ablauf durch die fehlende Vernetzung und Be-
fehlsstruktur, das Ausbleiben des erwarteten Generalstreiks (in Linz wurde nur von den ESG-Stra�enbahnern und in 
Bereichen des Magistrats gestreikt) und sogar der Befangenheit der Schutzb�ndler gegen�ber Polizei und Milit�r: 
Man sah in diesen nicht den Feind, der Feind war die Heimwehr, die sich nur im geringen Umfang an den K�mpfen, 
aber umso eifriger hinterher an den Verfolgungen der Schutzb�ndler beteiligte.

Im Wirtshaus "Kaiserkrone" in der Freist�dter Stra�e war dem Schutzbund der Heimwehrf�hrer Peter Revertera in 
die H�nde gefallen. Als die Niederlage klar war und der Befehl zur Aufgabe der Kampfhandlungen kam, lie� man 
den schwarzen Milizf�hrer ungeschoren frei.

Heimwehrf�hrer Revertera

KÇmpfe in Steyr
Die Stadt Steyr war durch die Steyr-Werke ein Bollwerk der Arbeiterbewegung. Der Betriebsratobmann der Steyr-
Werke, August Moser, einer der profiliertesten Linken in der SDAP, war am 9.2. vor�bergehend festgenommen wor-
den. 

Gustl Moser

Am 11.2. erkl�rten sich die Steyrer SDAP-Funktion�re einverstanden mit dem Brief Bernascheks an die Wiener Ge-
nossen, als am 12.2. telefonisch die Nachricht von den K�mpfen in Linz kam, rief Moser den Generalstreik aus, in 
den Steyr-Werken wurden die Telefonzentrale und der Eingangsbereich vom Schutzbund besetzt. Dabei wurde der 
Steyr-Generaldirektor namens Herbst beim Versuch ins Werk einzufahren, erschossen.

Die Schutzbundeinheiten positionierten sich am Tabor (wegen der Kaserne) und auf der Ennsleite. Der Versuch, die 
Kaserne zu besetzen, scheiterte mangels ausreichender Bewaffnung und weil der Schutzbundkommandant in die 
H�nde der Polizei gefallen war. Der Schutzbund hielt seine Stellung bis zum Einbruch der Dunkelheit und zog sich 
dann �ber die Br�cken auf die Ennsleite zur�ck.

Die Ennsleite ist eine Arbeitersiedlung, die auf einer steigenden Anh�he �ber der Stadt Steyr liegt und dadurch ein 
wichtiger strategischer Punkt ist. Nicht nur die festungsartige Lage der Siedlung, auch die politische Geschlossenheit 



24

und Gemeinschaft machte diesen Bereich zu einem Zentrum des Widerstandes gegen Klerikalfaschismus. In Steyr 
war auch die st�rkste Organisation des antiklerikalen FREIDENKERBUNDES au�erhalb Wiens. Daher war es wohl auch 
f�r die katholische Kirche eine Selbstverst�ndlichkeit, ein MG-Nest des Milit�rs auf dem Steyrer Kirchturm installie-
ren zu lassen.

Der Widerstand des Schutzbundes dauerte zun�chst an. Dann wurde die Ennsleite mit Kanonen beschossen, bis zum 
Nachmittag des 13.2. dauerten die Gefechte, schlie�lich musste auch die Ennsleite kapitulieren.

zerschossene HÇuser auf der Ennsleite

KÇmpfe im Hausruckviertel
Der Widerstand im Kohlenrevier wurde von den Schutzb�ndlern unter den Bergarbeitern getragen. Die Bergarbeiter-
siedlungen waren Zentren der Arbeiterbewegung und daher bei den Herrschenden entsprechend gef�rchtet. In Holz-
leithen kam es zu Gefechten, die vorerst mit einem Waffenstillstand abgebrochen wurden. W�hrend des Waf-
fenstillstandes wurden zwei Schutzb�ndler und der Schutzbundunterf�hrer Josef Skrabal erschossen.

Am 13.2. kam es in Holzleithen zur Ermordung von vier Schutzbundsanit�tern im dortigen Kinosaal. Auf Befehl des 
Heimwehrfunktion�rs Fr�hwirt wurden sechs Gefangene auf die B�hne gestellt und niedergeschossen. Zwei �berleb-
ten verletzt, Andreas Kropatschek, Anton Zaribnicky, Franz Holzinger und Josef Schmied waren tot. Die Arbeiter-
samariter h�tten im Waffenstillstand auf das Bundesheer geschossen, war die Ausrede der M�rder, die beiden �ber-
lebenden Schutzb�ndler sagten aus, man habe sich widerstandslos ergeben, da man "nichts gemacht" h�tte.  Die "Ta-
gespost" (Vorg�ngerin der heutigen O�Nachrichten) berichtete am 15.2. dar�ber voller Freude und Blutrunst: "Die 
Alpenj�ger drangen daraufhin in das Arbeiterheim ein und erledigten die marxistischen Bestien auf eigene Faust 
und in eigenem standrechtlichen Verfahren: Sie stellten einige der Aufr�hrer auf die B�hne des Arbeiterheims und 
streckten sie nieder".

Dieses bekannte Bild von den ErschieÉungen ist nicht authentisch, 
das nachgestellte Foto diente in der Folge auch den Nazis zur Agitation in der Arbeiterschaft.
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Weitere KÇmpfe
Es gab noch in verschiedenen Bereichen Auseinandersetzungen und K�mpfe, bekannt ist etwa die Geschichte des 
Ansfeldners Georg Buttinger, der in der Nettingsdorfer Papierfabrik arbeitete und im Haus des Heimwehrf�hrers 
wohnte. Die Nettingsdorfer Schutzb�ndler hatten sich mit denen aus Traun in einer Schottergrube an der Bundesstra-
�e 1 versammelt, aber als sie merkten, dass die Westbahnz�ge fuhren8, gaben sie ihren Auftrag, die Stra�e zu blo-
ckieren, auf und zerstreuten sich. Am Abend des 12.2. wollte nun der Ansfeldner Heimwehrf�hrer mit zwei Heim-
wehrer bei Buttinger eine Waffensuche durchf�hren, Buttinger erschoss den Heimwehrer und verschanzte sich 
schwer bewaffnet im Haus. Er lieferte sich Feuergefechte mit drei�ig Polizeisch�lern und sollte dadurch zur Aufgabe 
gezwungen werden, dass man das Haus anz�ndete. Buttinger k�mpfte trotzdem weiter und erschoss sich mit der letz-
te Kugel.

In Attnang-Puchheim stoppten die Schutzb�ndler die Z�ge und waren entsetzt, dass der ausgerufene Generalstreik 
offenbar nicht befolgt wurde: Die Eisenbahner hatten nicht gestreikt und die Z�ge waren von Wien ungehindert bis 
Attnang gefahren.

Als die Gendarmerie �rtliche SDAP-Funktion�re verhaftete, kam es in Ebensee am 13.2. zu Widerstandshandlungen, 
Streiks begannen, Bahn und Post wurden besetzt, Milit�reinheiten umzingelten den Ort und bereitete die Beschie-
�ung vor. Am Donnerstag, den 15.2.1934 stellten die Ebenseer Schutzb�ndler den Widerstand ein, Ebensee wurde 
besetzt, damit waren die K�mpfe in Ober�sterreich beendet.

Die KÇmpfe in Wien
Die Parteif�hrung in Wien wurde am 12.2. um acht Uhr �ber die K�mpfe in Linz informiert. Ein Exekutivkomitee 
aus Otto Bauer, Julius Deutsch, Robert Danneberg, Karl Weigl, Johann Schorsch und Berthold K�nig bildete nach 
der Besetzung der Parteizentrale durch die Staatsgewalt die Leitung der Sozialdemokratischen Partei. Mit Mehrheit 
beschloss das Komitee die Ausrufung des Generalstreiks und die Mobilisierung des Schutzbundes. Otto Bauer und 
Julius Deutsch wurden  mit der Kampfleitung beauftragt., sie etablierten sich im Ahornhof im Gemeindebaukomplex 
"George-Washington-Hof" in Favoriten.

Julius Deutsch, seit 1923 FÅhrer des Republikanischen Schutzbundes
Die Partei war allerdings nicht in der Lage, die wesentlichen Ma�nahmen zu organisieren. Es konnten keine Flug-
bl�tter hergestellt und verbreitet werden, die Generalstreikparole gelangte bei weitem nicht in alle Betriebe, die 
Schutzbundeinheiten wurden nicht offensiv eingesetzt, es gab also keine Besetzungen wichtiger Punkte und Ein-
richtungen. Die als Streiksignal erwartete Stromabschalten wurde erst um ein Viertel vor zw�lf Uhr durchgef�hrt. 

Die Staatsmacht handelte rasch und zielsicher. Bereits eine halbe Stunde nach der Stromabschaltung war die Polizei 
voll bewaffnet im Einsatz und das Standrecht verk�ndet, Bundesheereinheiten verteilten sich im Laufschritt, ab 14 
Uhr wurden die Zentren des Widerstandes (Parteilokale, Arbeiterheime, Gemeindebauten) umstellt und zerniert. Die 
Sammlung der Schutzb�ndler und die Waffenausgabe sollte dadurch unterbunden werden.

8 Der Trauner Schutzb�ndler Alois Haslinger soll angesichts des gescheiterten Generalstreiks die Versammelten mit der Aussage 
"Genossen, diese Revolution haben wir verloren, r�sten wir f�r die n�chste" f�r weiteren Widerstand motiviert haben.
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Verabs�umt hatte man es schutzbundseitig auch, die Innenstadt und den Sitz der Stadtregierung zu sichern. Per Re-
gierungserlass wurde der Wiener Gemeinderat aufgel�st, B�rgermeister, Landeshauptmann und Stadtsenat der �mter 
enthoben, ein Regierungskommiss�r wurde eingesetzt B�rgermeister Seitz weigerte sich, sein Amt zu verlassen und 
wurde mit Polizeigewalt aus demselben entfernt.

Ab 13 Uhr kam es in Ottakring zu ersten Gefechten. Es folgten Zusammenst��e in den Bezirken Landstra�e, Marga-
reten, Simmering und D�bling. Eine einheitliche Vorgangsweise oder geplante und zielgerichtete Kampfeins�tze gab 
es nicht. Am 12.2.34 waren die heftigsten Wiener K�mpfe in Ottakring, wo sich Schutzb�ndler um das Arbeiterheim 
verbarrikadiert hatten und auch mit MG-Feuer die Polizei niederhielten. Vizekanzler Fey lie� in der Nacht das dorti-
ge Arbeiterheim mit Kanonen in Tr�mmer schie�en, als am Morgen des 13.2. das Heim gest�rmt wurde, war es leer, 
die Schutzb�ndler hatten sich abgesetzt.

das zerschossene Arbeiterheim in Ottakring

StraÉensperre
Im 21. Bezirk (Floridsdorf) wurde der Schutzbund �ber Nacht aktiviert, das Regiment "Karl Marx" unter dem Kom-
mando von Heinz Roscher erf�llte ab 13.2. ihre Aufgabe wie es eigentlich f�r den gesamten Schutzbund vorgesehen 
gewesen w�re. Die Polizeiwachstuben wurden besetzt, der Bezirk fast vollst�ndig vom Schutzbund kontrolliert. Erst 
gr��ere Truppenverb�nde des Bundesheeres konnten bis zum 15.2. �ber Floridsdorf die Herrschaft der Faschisten si-
cherstellen.
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In D�bling konzentrierten sich die K�mpfe um den Karl-Marx-Hof in Heiligenstadt, der gr��ten und ber�hmtesten 
Wohnanlage des "Roten Wien". Zwar hatten am 12.2. Polizeikr�fte untertags den Hof kontrolliert, in den Abendstun-
den formierte sich der Widerstand des Schutzbundes. Milit�r wurde eingesetzt, das den Hof erst nach dreit�gigen Ge-
fechten und Artilleriebeschuss unter die Gewalt der klerikalfaschistischen Macht bringen konnte.

der Karl-Marx-Hof mit GranateneinschlÇgen
In Meidling hielten sich ein "Indianerhof" genannte Gemeindebau in der Aichholzgasse und der Bebelhof bis 15.2., 
dann mussten auch die dortigen Schutzb�ndler den Kampf aufgeben.

Geschw�cht wurde der Widerstand gegen den Faschismus durch Feigheit und Verrat leitender Funktion�re, als Bei-
spiel eine von den Faschisten verbreitete Erkl�rung eines Wiener Kreiskommandanten des Schutzbundes.

__________________________________________












































































































